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Leasing-Gesellschaften sind als Fi- 
nanzdienstleister Verpflichtete des 
Geldwäschegesetzes (§ 2 Absatz 1 Nr. 2 
Geldwäschegesetz, GwG). Während 
das GwG aber lediglich auf die  
Verhinderung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung abzielt und 
insoweit die Einrichtung eines der  
Geschäftstätigkeit angemessenen Risi-
komanagements – bestehend aus  
Risikoanalyse und internen Siche-
rungsmaßnahmen – verlangt, geht 
§ 25h Absatz 1 Kreditwesengesetz 
(KWG) einen Schritt weiter und  
verlangt, dass Risikoanalyse und  
interne Sicherungsmaßnahmen darü-

ber hinaus auch geeignet sein müs-
sen, sonstige strafbare Handlungen zu 
verhindern, die zu einer Gefährdung 
des Vermögens des Instituts führen 
können. 

„Angemessen“ sind dabei nach 
Auffassung der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
solche Maßnahmen und Systeme, die 
der jeweiligen Risikosituation der Ge-
sellschaft entsprechen und diese hin-
reichend abdecken; Orientierungs-
punkte dabei sind Größe, Organisation 
und Gefährdungssituation der Gesell-
schaft.1 

Die Einrichtung einer gesetzes-
konformen Geldwäscheprävention 
erfolgt daher in folgenden Schritten:

	 Bestandsaufnahme der instituts-
spezifischen Situation,

	 Erfassung und Identifizierung der 
kunden-, produkt- und transakti-
onsbezogenen Risiken bezogen 
auf die Zielsetzung des GwG,

	 Entwicklung von Präventions-
maßnahmen zur Vermeidung der 
identifizierten Risiken.

Abbildung 1  (Seite 17) zeigt diese Zu-
sammenhänge schematisch.

Es versteht sich von selbst, dass ein 
solches System fortlaufender Überwa-
chung hinsichtlich der Wirksamkeit 
und Beachtung der vorgesehenen Prä-
ventionsmaßnahmen und einer per-
manenten Weiterentwicklung und 
Aktualisierung bedarf. 

Nachfolgend sollen die drei  
genannten Schritte unter dem Blick-
winkel kleiner und mittlerer Lea-
sing-Gesellschaften dargestellt und 
beurteilt werden. In einem weiteren 
Abschnitt wird auf die Rolle des 
Geldwäschebeauftragten eingegan-
gen. Abschließend werden Fragen der 
Auslagerung der Geldwäsche-Präven-
tion erörtert.

Tatbestände des  
Geldwäschegesetzes

§§ 2 Absatz 1 Nr. 2 GwG, 25 h Ab-
satz 1 KWG verlangen die Einrichtung 
eines Risikomanagements bezogen 
auf drei benannte Tatbestände. Um 
den Umfang des Risikomanagements 
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2)	 Vgl. Erbs/Kohlhaas/Häberle, Strafrechtliche 
Nebengesetze (Stand August 2017), § 1 GwG, 
Rn. 3.

3)	 Vgl. BR-Drs. 482/10, S. 101.
4)	 Vgl. Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebenge-

setze (Stand August 2017), § 25h KWG, Rn. 2.

abzustecken, sollen daher zunächst 
diese Tatbestände auf ihre Bedeutung 
für das Geschäft von Leasing-Gesell-
schaften untersucht werden.

§ 1 GwG verweist zum Begriff  
der Geldwäsche auf den Straftat
bestand des § 261 Strafgesetzbuch 
(StGB): „Wer einen Gegenstand, der 
aus einer […] rechtswidrigen Tat 
herrührt, verbirgt, dessen Herkunft 
verschleiert oder die Ermittlung der 
Herkunft, das Auffinden, die Einzie-
hung oder die Sicherstellung eines 
solchen Gegenstandes vereitelt oder 
gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft.“

In kriminologischer Betrachtung 
handelt es sich bei der Geldwäsche 
um rechtliche oder tatsächliche 
Handlungen, die dazu geeignet sind, 
die illegale Herkunft von Gewinnen 
aus Straftaten zu verschleiern, um sie 
als scheinbar legales Vermögen in den 
normalen Finanz- und Wirtschafts-
kreislauf einzuführen. 

Typisch ist der Fall, dass mit Ge-
winnen aus Straftaten (Luxus-) Güter 
erworben werden, die leicht veräu-
ßerbar sind (sogenannte „Platzie-
rungstechnik“); durch die unverfäng-
lich erscheinende Veräußerung dieser 
Gegenstände wird das ursprünglich 
aus kriminellen Handlungen resultie-
rende Geld gewaschen. Unmittelbare 
Geldwäsche kommt in Betracht, 
wenn der Anschein erweckt wird, 
dass die kriminellen Gelder aus lega-
len Geschäften resultieren. Dafür 
sind Branchen besonders anfällig, in 
denen in größerem Umfang Barge-
schäfte getätigt werden wie beispiels-
weise Gebrauchtwagenhandel und 
Gastronomie.

Terrorismusfinanzierung

Terrorismusfinanzierung ist nach 
§ 1 Absatz 2 GwG die Bereitstellung 
oder Sammlung von Vermögensge-
genständen mit dem Wissen oder  
in der Absicht, dass diese Vermö-
gensgegenstände ganz oder teilweise 

dazu verwendet werden, terroristische 
Straftaten zu begehen. Dies sind  
solche, die mit dem Ziel begangen 
werden,2

	 die Bevölkerung auf schwerwie-
gende Weise einzuschüchtern,

	 öffentliche Stellen oder eine inter-
nationale Organisation rechtswid-
rig zu einem Tun oder Unterlassen 
zu zwingen oder

	 die politischen, verfassungsrecht-
lichen, wirtschaftlichen oder sozi-
alen Grundstrukturen eines Lan-
des oder einer internationalen 
Organisation ernsthaft zu desta-
bilisieren oder zu zerstören.

Die Taten reichen von Angriffen 
auf das Leben einer Person bis zum 
Ausstellen gefälschter Verwaltungs
dokumente, um eine solche Tat zu  
begehen.

Eine Leasing-Gesellschaft könnte 
daher  unwissentlich oder mit Ab-
sicht  Gegenstände verleasen („bereit-
stellen“), die in einem terroristischen 

Zusammenhang genutzt werden sol-
len.

Verhinderung sonstiger 
strafbarer Handlungen

Das Risikomanagement muss 
weiter dazu geeignet sein, sons- 
tige strafbare Handlungen zu ver
hindern. Dies gilt aber nicht allge-
mein, sondern nur insoweit, wie  
diese Taten zu einer Gefährdung des 
Vermögens der Gesellschaft führen 
können. 

Zu diesen Handlungen gehören 
sowohl solche, die von Drit- 
ten („von außen“), als auch solche, 
die durch eigene Mitarbeiter oder 
Organe („von innen“) begangen  
werden.3 Erfasst sein sollen alle  
strafbaren Handlungen, die beim  
einzelnen Institut ein operationelles  
Risiko einschließlich eines Rechts
risikos oder auch ein Reputations
risiko begründen können.4

Dieser Tatbestand aus § 25 h Ab-
satz 1 KWG überschneidet sich weit-
gehend mit der allgemeinen Anforde-
rung des § 25 a Absatz 1 KWG, nach 
der die Gesellschaft ein angemessenes 
Risikomanagementsystem zur Siche-

Abbildung 1: Struktureller Aufbau einer Risikoanalyse

Quelle: Tönnes, Celik
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rung der Risikotragfähigkeit unterhal-
ten muss. Zu den dort erfassten Risi-
ken gehören auch die operationellen 
Risiken, die auf die Verhinderung von 
internen und externen Vermögens-
schädigungen gerichtet sind.5 Die nach 
den Grundsätzen der Mindestanfor-
derungen an das Risikomanagement 
(MaRisk) geforderte Aufbau- und Ab-
lauforganisation ist gerade auf die Ver-
hinderung von Vermögensschäden 
gerichtet.6 Insoweit ergeben sich aus 
dem GwG beziehungsweise § 25 h Ab-
satz 1 KWG keine zusätzlichen Anfor-
derungen. Dies wirkt sich auch auf die 
Aufgabenstellung des Geldwäschebe-
auftragten aus.7

Elemente des  
Risikomanagements

Für die Bestandsaufnahme der 
spezifischen Situation der Gesellschaft 
ist die jeweilige Geschäftsstruktur von 
Belang. Dies betrifft die Kundenstruk-
tur, die Geschäftsbereiche und -ab-
läufe, die Produkte, die Vertriebswege 
sowie die Organisationsstruktur des 
Instituts.8 

Kleine und mittlere Leasing-Ge-
sellschaften sind in der Regel herstelle-
runabhängig und bieten üblicherweise 
objektbezogene (Leasing- und Miet-
kauf-) Mobilien-Finanzierungen an. 
Leasing-Objekte sind weitgehend Ma-
schinen und Anlagen, Fahrzeuge und 
IT-Ausrüstungen (Hardware und Soft-
ware), die in der Regel im Auftrag des 
Leasing-Nehmers von den jeweiligen 
Herstellern beschafft und dem Lea-
sing-Nehmer gegen Zahlung des ver-
einbarten Entgelts zur Nutzung über-
lassen werden. Nur in Einzelfällen 
werden die Leasing-Objekte von den 
Leasing-Nehmern erworben (Sale-
and-lease-back-Transaktion).

Der Kontakt zu den Kunden erfolgt 
durch eigene Vertriebsmitarbeiter,  
kooperierende Händler oder Vermitt-
ler. Diese leiten Vertragsanfragen mit 
den erforderlichen Unterlagen an die 
Leasing-Gesellschaft weiter, die dann 
unter Beachtung weiterer Voraus
setzungen über die Annahme des  
Vertrages und dessen Refinanzierung 
entscheidet („Genehmigungsprozess“). 
Oftmals wird durch die Geschäftspoli-
tik festgelegt, dass nur Verträge mit In-

landskunden, mit Unternehmen be-
stimmter Branchen oder nur über 
bestimmte Objektgruppen abgeschlos-
sen werden. Die Abwicklung des Lea-
sing-Vertrages erfolgt über Banken mit 
in der Regel monatlichen Lastschriften 
oder Banküberweisung, Bareinzahlun-
gen der Kunden sind im Regelfall nicht 
vorgesehen.

Abbildung 2 gibt einen Überblick 
über die Zusammenhänge zwischen 
der institutsspezifischen Aufstellung 
und der daraus resultierenden Risiko-
situation.

Ordnet man die oben beschrie-
bene Leasing-Gesellschaft in dieses 
Schema ein, so hat sie gemessen an 
der Zielrichtung des GwG ein nur 
schwach ausgeprägtes Risikoprofil.

Ziel der Risikoanalyse ist es, die 
vorhandene Bedrohungslage transpa-

5)	 Vgl. BaFin-Rundschreiben 9/2017, BTR 4.
6)	 Tönnes/Obst, Risikomanagement bei kleinen 

und mittleren Leasing-Gesellschaften, FLF 
2015, S. 21 ff.

7)	 Vgl. dazu unten: „Rolle des Geldwäschebeauf-
tragten.“

8)	 Vgl. BaFin-Rundschreiben 8/2005, Tz. 3.

Abbildung 2: Leasing-Neugeschäft 2017 nach Güterarten

Quelle: BDL, Ifo-Investitionstest

 

Abbildung 2: Risikogruppen und Grad der Sorgfaltspflichten

Quelle: Tönnes, Celik in Anlehnung an Glaser, Risikomanagement im Leasing, 2015, S. 243.
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rent zu machen und ausreichend zu 
dokumentieren. Diese Analyse erfasst 
vor dem Hintergrund der instituts-
spezifischen Situation die einzelnen 
Geschäftsprozesse der Gesellschaft.

Erfassung der spezifischen 
Risiken

Bei typischen Objektfinanzierun-
gen gehen dem Vertragsabschluss in 
der Regel umfangreiche Gespräche 
und Verhandlungen voraus, die der 
Leasing-Gesellschaft die Möglichkeit 
geben, die Person und/oder die Ge-
sellschaft des Leasing-Nehmers um-
fassend kennenzulernen. Oftmals 
tritt auch noch die Expertise der Lea-
sing-Gesellschaft hinsichtlich der 
Leasing-Objekte oder der Branche 
des Leasing-Nehmers hinzu, die zu 
einer intensiven Beschäftigung mit 
dem konkreten Leasing-Fall führt. 

Die enge Beschäftigung mit dem 
Leasing-Nehmer wirkt auch dem Ri-
siko entgegen, dass die Leasing-Ge-
sellschaft unbeabsichtigt in Terroris-
musfinanzierung verwickelt wird.

Potenziell risikobehaftet sind vom 
Leasing-Nehmer geleistete Mietson-
derzahlungen, sofern diese Zahlungen 
nicht von der Leasing-Gesellschaft zur 
Verminderung des Risikos aus dem 
Geschäft verlangt werden. In diesem 
Fall kommt  ähnlich wie bei einem di-
rekten Kauf des Objektes  die Möglich-
keit einer „Platzierung“ in Betracht. Im 
Rahmen der Präventionsmaßnahmen 
müssen solche Sachverhalte daher auf 
Indizien für Geldwäsche untersucht 
werden. Ein ähnlicher Fall kann vorlie-
gen, wenn der Leasing-Nehmer hohe 
Mietkautionen anbietet und später die 
Verrechnung der Leasing-Raten mit 
diesen Kautionen beantragt. Dagegen 
sind (unbare) Mietvorauszahlungen, 
die auf künftige Leasing-Raten ange-
rechnet werden, mit keinen besonde-
ren Geldwäscherisiken verbunden, so-
fern sie nicht als Barzahlung geleistet 
werden.

Auszahlungen der Anschaffungs-
kosten im Leasing erfolgen in der 

Regel an den Lieferanten oder  bei 
Sale-and-lease-back-Geschäften – an 
den Leasing-Nehmer selbst. 

Die Zahlung der Leasing-Raten 
erfolgt in der Regel im Lastschriftver-
fahren oder durch Überweisung der 
Leasing-Nehmer im Rahmen der be-
stehenden Kontoverbindungen. Folg-
lich liegt im Vorfeld immer eine Iden-
tifizierung und Legitimationsprüfung 
der kontoführenden Bank des Lea-
sing-Nehmers vor, sodass es dabei 
schon grundsätzlich zu einer Mini-
mierung der geldwäscherelevanten 
Risiken kommt.

Signifikante Geldwäscherisiken 
sind daher im laufenden Geschäfts-
verkehr nur dann zu erwarten, wenn 
Leasing-Raten in bar erbracht werden 
und insbesondere dann, wenn diese 
Raten durch Dritte im Auftrag des 
Leasing-Nehmers geleistet werden. 
Hierbei handelt es sich allerdings  
um extreme Ausnahmefälle, denen 
durch besondere Präventionsmaß-
nahmen begegnet werden muss; in 
der Regel lehnen die Leasing-Ge
sellschaften solche Konstellationen 
grundsätzlich ab.

Vertragsbeendigung

Ebenfalls nur geringe Risiken er-
geben sich, wenn am Ende der  
Laufzeit das Leasing-Objekt zum Bei-
spiel in Ausübung eines Andienungs-
rechts  an den Leasing-Nehmer oder  
bei Vereinbarung eines Rückkaufs  an 
den ursprünglichen Lieferanten zu-
rückverkauft wird. Lediglich soweit 
der Verkauf an einen von dem Lea-
sing-Nehmer benannten Dritten er-
folgt, könnte ein relevantes Geldwä-
scherisiko vorliegen. 

Vorzeitige Vertragsauflösungen 
sind regelmäßig nur in gegenseitigem 
Einvernehmen möglich. Für den Lea-
sing-Nehmer ist eine solche vorzei-
tige Auflösung in der Regel mit hohen 
Kosten verbunden, die dieses „Instru-
ment“ für die Geldwäsche uninteres-
sant machen. Dies kann anders sein, 
wenn der Leasing-Nehmer die Ver-

tragsauflösung in kurzem zeitlichen 
Zusammenhang mit dem Vertrags-
schluss verlangt. Dabei könnte ein 
„verlängertes Platzierungsgeschäft“ 
vorliegen, das ebenfalls besonderer 
Risikovorsorge bedarf.

Präventionsmaßnahmen

Ziel der internen Sicherungsmaß-
nahmen ist es, die transparent gewor-
denen Risiken zu vermeiden und 
ihnen präventiv entgegenzuwirken. 
Der Umfang dieser Präventions
maßnahmen („Risikomanagement-
system“) hängt von dem Ergebnis der 
institutsspezifischen Situation und 
den identifizierten geldwäscherele-
vanten Risiken ab. 

Wie in den vorstehenden Ab-
schnitten dargestellt, ist das Ge
fährdungspotenzial einer Leasing-
Gesellschaft für Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung in der Regel 
als gering einzustufen. Etwas anderes 
gilt für Risiken aus sonstigen strafba-
ren Handlungen, die das Vermögen 
und die Reputation der Gesellschaft 
gefährden könnten. Die auf die Ver-
meidung dieses Risikos gerichteten 
präventiven Maßnahmen betreffen 
jedoch die allgemeine Aufbau- und 
Ablauforganisation der Gesellschaft 
und sind nicht Gegenstand des vor-
liegenden Aufsatzes.
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Das Geldwäschegesetz legt den 
Schwerpunkt der zu beachtenden 
Sorgfaltspflichten auf die Begrün-
dung der Geschäftsbeziehung (§ 10 
Absatz 3 Satz 2 GwG). Bei einer  
laufenden Geschäftsbeziehung sind 
die gesetzlichen Sorgfaltspflichten 
„risikobasiert“ dann zu beachten, 
wenn sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass sich bei den Kunden maßgebli-
che Umstände wesentlich geändert 
haben.

Begründung der  
Geschäftsbeziehung

Bei objektbezogenen Leasing-Fi-
nanzierungen verwendet die Leasing-
Gesellschaft besondere Sorgfalt auf 
die Begründung des Geschäftes. Dies 

betrifft die Identifizierung des Lea-
sing-Nehmers, die wirtschaftliche 
Analyse seines Geschäftes beziehungs-
weise seiner privaten wirtschaftlichen 
Verhältnisse im Hinblick auf die Bo-
nität und die Tragfähigkeit künftiger 
Leasing-Raten sowie die Eignung des 
in Aussicht genommenen Leasing-
Gegenstandes für den Leasing-Neh-
mer.

Diese Anforderungen decken sich 
mit § 5 GwG, der für die Geschäftsan-
bahnung die Durchführung einer Ri-
sikoanalyse in Hinblick darauf vor-
schreibt, ob die Geschäftsbeziehung 
für Geldwäschezwecke missbraucht 
werden kann. Das Gesetz beschreibt 
darüber hinaus in zwei Anlagen Fak-
toren, die das Risiko für Geldwäsche 
erhöhen beziehungsweise vermindern 

können. Diese lassen sich wie in  
Abbildung 3 dargestellt zusammen-
fassen.

Sorgfaltspflichten

§ 10 GwG verlangt im Hinblick 
auf jeden Kunden zunächst die Be-
achtung der sogenannten allgemeinen 
Sorgfaltspflichten. Diese sind:

	 die Identifizierung des Kunden 
und gegebenenfalls der für den 
Kunden auftretenden Personen 
(zum Beispiel Geschäftsführer, 
sonstige Vertretungsberechtigte); 
Klärung der Frage, ob der Kunde 
für einen Dritten handelt, in des-
sen wirtschaftlichen oder rechtli-
chen Interesse die Transaktion er-

Abbildung 3: Kategorisierung und Bewertung spezifischer Risiken

Quelle: Tönnes, Celik in Anlehnung an Bausch/Voller, Geldwäsche-Compliance für Güterhändler, 2014, S. 135.
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standardisierten Mitteln erfolgen

Identifizierung nur einzelfallbezogen 
möglich

Kunde ist persönlich anwesend Kunde ist nicht immer persönlich  
anwesend

Kunde ist in der Regel nicht persönlich 
anwesend

Tr
an

sa
kt

io
n

Bargeldlose Zahlung Zahlung auch mit Bargeld Zahlung immer mit Bargeld

Zahlung erfolgt über bekannte  
Kundenkonten

Zahlung erfolgt durch bisher nicht  
bekannte Kundenkonten

Eingang von Zahlungen unbekannter 
oder nicht verbundener Dritter

Standardisierte Abwicklung des  
Geschäftes

Transaktionsstruktur ist dem Geschäft 
angemessen

Ungewöhnliche oder übermäßig  
komplizierte Transaktionsstruktur

Transaktion weit unterhalb des  
Schwellenwertes

Transaktionen gelegentlich über  
Schwellenwert

Transaktionen regelmäßig über  
Schwellenwert
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folgt („wirtschaftlich Berechtigter“ 
im Sinne des § 3 GwG); 

	 die Einholung und Bewertung von 
Informationen über den Zweck 
und die angestrebte Art der Ge-
schäftsbeziehung.

§§ 11 bis 13 GwG enthalten detail-
lierte Vorschriften, wie insbesondere 
die Identitätsfeststellung zu erfolgen 
hat. Gesellschaften mit einem niedri-
gen Risikoprofil können jedoch Er-
leichterungen in Anspruch nehmen 
und den Umfang der Maßnahmen, 
die zur Erfüllung der allgemeinen 
Sorgfaltspflichten zutreffend sind, an-
gemessen reduzieren („vereinfachte 
Sorgfaltspflichten“ nach § 14 GwG). 
In Ausnahmefällen  insbesondere 
dann, wenn der Vertragspartner eine 
„politisch exponierte Persönlichkeit“ 
(PEP, § 1 Absatz 12 GwG) ist oder die 
Transaktion selbst sich als ungewöhn-
lich darstellt  sind verstärkte Sorgfalts-
pflichten zu beachten.

Insgesamt wird man feststellen, 
dass die Anforderungen des Geldwä-
schegesetzes an die Begründung von 
Geschäftsbeziehungen allenfalls in 
Ausnahmefällen über das hinausge-
hen, was auch bislang üblicherweise 
von Leasing-Gesellschaften bei Einge-

hung von Kundenbeziehungen an In-
formationen eingeholt worden ist.

Überwachung der  
Geschäftsbeziehung

Die Überwachung der Geschäfts-
beziehung muss anlassbezogen er
folgen, wenn sich bei dem Kunden 
maßgebliche Umstände ändern (§ 10 
Absatz 3 Satz 2 KWG); also Umstände 
eintreten, die bei rechtzeitiger Kennt-
nis die Eingehung der Geschäftsbe
ziehung verhindert hätten. Anders als 
bei Bankverbindungen mit fortlaufen-
den Transaktionen besteht hier aller-
dings bei Leasing-Gesellschaften die 
Besonderheit, dass bei störungsfreiem 
Verlauf eines Vertrages zunächst kein 
Anlass besteht, sich mit der Geschäfts-
beziehung (erneut) zu beschäftigen. 

§ 10 Absatz 9 GwG (bisher § 3 Ab-
satz 6 GwG) sieht zwar vor, dass eine 
Geschäftsverbindung ordentlich oder 
außerordentlich gekündigt werden 
muss, wenn die Leasing-Gesellschaft 
nicht in der Lage ist, ihre Sorgfalts-
pflichten zu erfüllen; da es sich um 
eine gesetzliche Verpflichtung han-
delt, soll dies sogar unabhängig davon 
gelten, ob eine entsprechende vertrag-

liche Vereinbarung mit dem Kunden 
getroffen wurde.9 

Der Fall greift jedoch nur dann 
ein, wenn der Leasing-Nehmer seine 
Mitwirkungspflichten verletzt und es 
deswegen zu einer Vertragsstörung 
kommt. Hat die Leasing-Gesellschaft 
aber keine oder nur eingeschränkte 
Möglichkeiten, einen störungsfreien 
laufenden Leasing-Vertrag zu been-
den, wirkt sich dies auch auf den Um-
fang der Überwachungspflichten aus.

In der Regel beschränkt sich die 
laufende Überwachung eines Leasing-
Vertrages daher auf die rechtlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Leasing-Nehmers und findet anlass-
bezogen nur dann statt, wenn es im 
Vertragsverlauf zu (Zahlungs-)Stö-
rungen kommt oder die bestehenden 
vertraglichen Vereinbarungen – aus 
welchen Gründen auch immer – ge-
ändert werden. 

Hierzu stehen Monitoring-Sys-
teme zur Verfügung (zum Beispiel 
über die Creditreform), wonach Ver-
schlechterungen der wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Kunden der Gesell-
schaft angezeigt werden. Eine „anlas-
sunabhängige“ Überwachung kann 
auch darin liegen, dass die Gesell-
schaft von Kunden mit einem Engage-
ment ab einer bestimmten Größe 
jährliche Abschlussunterlagen, Ver-
mögensaufstellungen, Betriebswirt-
schaftliche Auswertungen und so wei-
ter anfordert und auswertet.

Dokumentation

Das Risikomanagementsystem ist 
zu dokumentieren und regelmäßig zu 
überprüfen und gegebenenfalls zu ak-
tualisieren. Es ist der zuständigen Auf-
sichtsbehörde auf Verlangen zur Ver-
fügung zu stellen. Die Dokumentation 
besteht regelmäßig aus den Elemen-
ten Risikoanalyse, Präventionsmaß-

9)	 Vgl. Erbs/Kohlhaas/Häberle, Strafrechtliche 
Nebengesetze (Stand August 2017), § 3 GwG, 
Rn.  18; Herzog, GwG, 2. Auflage 2014, § 3,  
Tz. 128.

Abbildung 4: Dokumentation des Risikomanagementsystems

Quelle: Tönnes, Celik in Anlehnung an Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, KWG, 2016, § 25h, Tz. 9 f.

 

Risikoanalyse Darstellung der institutsspezifischen Situation im 
Allgemeinen und der geldwäschespezifischen Risi-
ken im Speziellen. Als Ergebnis dieser Risikoanalyse 
muss das Gefährdungspotenzial der Leasing-Gesell-
schaften in Bezug auf Geldwäscherisiken benannt 
werden (hoch/ mittel/ gering); diese Einschätzung 
ist wesentlich für den Umfang der Präventions
maßnahmen, insbesondere der Identifizierungs-
pflichten.

Präventionsmaßnahmen Darstellung der Präventionsmaßnahmen bezogen 
auf die einzelnen identifizierten Risiken. Sofern die 
Maßnahmen Bestandteil der allgemeinen Aufbau- 
und Ablauforganisation sind, kann auf die diesbe-
zügliche Dokumentation verwiesen werden. Zu den 
Präventionsmaßnahmen gehört auch die regelmä-
ßige Sensibilisierung und Schulung der Mitarbeiter.

Verantwortliche Darstellung der Verantwortlichkeiten für die Ein-
richtung und Weiterentwicklung des Risikomanage-
mentsystems.
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10)	Vgl. Achtelik in: Boos/Fischer/Schulte-Mattler, 
KWG, 5. Auflage 2016, § 25 h, Tz. 9 f.

11)	Vgl. BaFin-Rundschreiben 1/2014 i.V.m. Aus-
legungs- und Anwendungshinweise der DK 
zur Verhinderung von Geldwäsche, Terroris-
musfinanzierung und sonstigen strafbaren 
Handlungen (AuAs, Stand Februar 2014;  
Nr. 84) sowie Achtelik in: Boos/Fischer/
Schulte-Mattler, KWG, 5. Auflage 2016, § 25 h, 
Tz. 30.

nahmen und Verantwortliche (siehe 
Abbildung 4, Seite 21).10

Die Dokumentation wird regel-
mäßig verbunden mit dem jährlich 
zu erstellenden Bericht über die  
Tätigkeit des Geldwäschebeauftrag-
ten.

Rolle des  
Geldwäschebeauftragten

§ 7 GwG (bisher § 25h Absatz 4 
KWG) verpflichtet die Leasing-
Gesellschaften, einen der Geschäfts-
leitung unmittelbar unterstellten 
Geldwäschebeauftragten zu bestel-
len. Dieser ist für die Durchführung 
der Vorschriften zur Bekämpfung 
und Verhinderung der Geldwäsche 
und der Terrorismusfinanzierung  
zuständig sowie Ansprechpartner  
der Strafverfolgungsbehörden und 
der BaFin. 

Die Bestellung und Abberufung 
des Geldwäschebeauftragten und  
seines Stellvertreters muss der BaFin 
angezeigt werden (§ 7 Absatz 4  
GwG). Da § 4 Absatz 3 GwG die  
Verantwortlichkeit für die Geld-
wäscheprävention bei der Leitungs-
ebene des Unternehmens ansiedelt, 
dürfte nichts dagegen sprechen,  
auch ein Mitglied der Geschäftslei-
tung zum Geldwäschebeauftragten 
zu bestimmen, was insbesondere 
kleinen Gesellschaften zugutekom-
men dürfte.

Der Geldwäschebeauftragte hat 
insbesondere folgende Aufgaben:11

	 Erstellung der institutsspezifi-
schen Risikoanalysen,

	 Errichtung, Implementierung, 
Überwachung und laufende Aktu-

alisierung sämtlicher Vorschriften 
zur Verhinderung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung,

	 Durchführung laufender risiko- 
orientierter, prozessbegleitender 
oder zumindest zeitnaher Über-
wachungs-, Prüfungs- und Kon
trollmaßnahmen, unabhängig von 
Prüfungen der Internen Revision,

	 Untersuchung ungewöhnlicher 
oder zweifelhafter Sachverhalte,

	 Bearbeitung von Verdachtsfällen 
einschließlich der Abgabe von 
Verdachtsmeldungen und der 
Entscheidung über den Abbruch 
der Geschäftsbeziehung unter 
Einbeziehung der Geschäftslei-
tung,

	 Durchführung von Schulungen 
und laufende/aktuelle Unterrich-
tung der Mitarbeiter über (neue) 
Methoden der Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie 
neue gesetzliche und aufsichtliche 
Vorgaben und daraus folgende 
Verhaltensregelungen,

	 Beratung und Unterstützung von 
Mitarbeitern und Geschäftsberei-
chen bei der Einhaltung gesetz
licher Bestimmungen zur Ver
hinderung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung.

Die Aufgaben des Geldwäschebe-
auftragten beziehen sich zunächst 
nur auf die Tatbestände der Geldwä-
sche und Terrorismusfinanzierung. 
§ 25 h Absatz 7 KWG sieht jedoch  
vor, dass diese Aufgaben und die  
Aufgaben im Zusammenhang mit  
der Verhinderung von strafbaren 
Handlungen von einer Stelle wahrge-
nommen werden („Zentrale Stelle“). 
Die BaFin kann auf Antrag zulas- 
sen, dass eine andere Stelle in der  
Gesellschaft für die Aufgabe der  
Verhinderung strafbarer Handlungen 
zuständig ist. 

Wegen des hohen Maßes der 
Überschneidungen mit den Verant-
wortlichkeiten für die allgemeine Auf-
bau- und Ablauforganisation des Un-
ternehmens sollte die Funktion des 
Geldwäschebeauftragten der Person 
übertragen werden, die auch für die 
allgemeine Unternehmensorganisa-

tion verantwortlich ist. Dies gilt na-
türlich nicht, wenn die Risikopräven-
tion ganz oder teilweise auf Externe 
ausgelagert wurde.

Der Geldwäschebeauftragte ist 
während und darüber hinaus ein Jahr 
nach Beendigung seiner Tätigkeit or-
dentlich nicht kündbar.

Auslagerung der  
Risikoprävention

Die Verantwortlichkeit für das Ri-
sikomanagement und die Einhaltung 
geldwäscherechtlicher Bestimmungen 
trägt ein Mitglied der Leitungsebene. 
Risikoanalyse und interne Siche-
rungsmaßnahmen bedürfen der Ge-
nehmigung dieses Mitglieds (§ 4 Ab-
satz 3 GwG). 

Ungeachtet dessen kann das Ma-
nagement der Geldwäscherisiken 
nach vorheriger Zustimmung der 
BaFin auf Dritte ausgelagert werden 
(§ 25 h Absatz 5 KWG). Dies setzt vo-
raus, dass der Dritte zur Erfüllung der 
Aufgaben des Geldwäschebeauftrag-
ten geeignet ist und dass der ausla-
gernden Gesellschaft hinreichende 
Weisungs-, Informations- und Kont-
rollrechte bezüglich der ausgelagerten 
Tätigkeit verbleiben. Das gleiche gilt 
für Kontrollrechte der BaFin. Dies 
wird zumeist durch entsprechende 
Regelungen in der Auslagerungsver-
einbarung sichergestellt.

Die Möglichkeit der Auslagerung 
bietet daher kleinen und mittleren 
Gesellschaften die Chance, das Ma-
nagement bezüglich der Geldwäsche-
risiken zu professionalisieren. Dies 
betrifft sowohl die Gestaltung des Sys-
tems selber, die regelmäßige Anpas-
sung an neu hinzugetretene Risiken, 
die Mitarbeiterschulung sowie die 
Handhabung etwa auftretender Geld-
wäsche-Verdachtsfälle. Es muss je-
doch darauf hingewiesen werden, 
dass durch die Auslagerung die Ver-
antwortlichkeit des Unternehmens 
selber für ein ordnungsgemäßes Risi-
komanagement nicht verlagert wer-
den kann. 
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